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Parlamentssitzung 25. Juni 2012 Traktandum 8

0729 Postulat (SP) "Energiepionierin Köniz: eine Bauzone für ökologische Bauten"
Abschreibung; Direktion Planung und Verkehr

Bericht des Gemeinderates

1. Vorgeschichte

Der Vorstoss wurde als Motion eingereicht und am 5. Mai 2008 vom Parlament als Postulat
erheblich erklärt.

2. Begründung und Verlängerung der Erfüllungsfrist

Am 3. Mai 2010 hat das Parlament einer Verlängerung bis Mai 2012 zugestimmt aufgrund fol-
gender Begründung des Gemeinderates:

"Die Gemeinden sind zum heutigen Zeitpunkt nicht befugt Bauzonen zu schaffen, die grundei-
gentümerverbindliche Vorschriften im Bereich der Energienutzung festlegen; somit bestehen
zur Zeit keine Erfüllungsmöglichkeiten. Ergänzende und revidierte Bestimmungen zum eidg.
und kant. Energierecht und das Vorliegen des kommunalen Richtplanes Energie eröffnen mög-
licherweise innert der verlängerten Beantwortungsfrist neue Spielräume um Anforderungen an
die Energienutzung in den kommunalen Zonenvorschriften zu regeln".

3. Ortsplanerische / gesetzliche Veränderungen seit 2008 respektive 2010 (Stichworte)

 2008 hat das Parlament die Motion "Begrenzung der Bauzonen auf dem aktuellen Stand"
erheblich erklärt. Das Siedlungsgebiet von Köniz darf daher nicht durch Neueinzonungen
erweitert werden. Lediglich "untergeordnete Korrekturen und die Umlegung von Bauzonen
an bessere Lagen bleiben möglich".

 Der Gemeinderat hat 2009 eine kommunale Energiestrategie verabschiedet. Die Energie-
strategie 2010-2035 zeigt auf, was die Gemeinde Köniz im Bereich der Energiepolitik lang-
fristig erreichen will. Die Strategie legt konkrete Ziele fest und beschreibt die dafür nötigen
Massnahmen. Die Energiestrategie dient den Gemeindebehörden als Leitplanke für ihr Han-
deln und ist damit Grundlage für die Richtplanung, die Nutzungsplanung und die Verkehrs-
planung.

 2011 wurde die Motion 1107 "Neu bauen mit erneuerbarer Energie" erheblich erklärt. Diese
verlangt eine nachhaltige und effiziente Energienutzung. Insbesondere soll die Gemeinde
festlegen, dass der Wärmebedarf von neu erstellten Wohn- und Bürogebäuden grundsätz-
lich zu mindestens 80 % mit erneuerbarer Energie gedeckt werden muss.

 2011 wurde die Gemeinde für den schonenden Umgang mit Ressourcen, den Schutz der
Umwelt und intelligente Mobilität mit dem European Energy Award® Gold (eea Gold) ausge-
zeichnet (bei schweizweit bis anhin 22 Gemeinden).

 Durch die aktive Boden- und Energiepolitik wurden zahlreiche Projekte mit hohem energeti-
schen Standard realisiert. So ist beispielsweise der Anteil an MINERGIE-Neubauten in Köniz
im Vergleich zum Schweizer Durchschnitt mehr als doppelt so gross.
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 Auf Anfang 2012 ist im Kanton Bern die vom Volk beschlossene neue Energiegesetzgebung
in Kraft getreten. Das neue Gesetz setzt den Schwerpunkt bei den erneuerbaren Energien
und der Energieeffizienz. So sollen der Wärme- und Strombedarf künftig möglichst mit CO2

neutralen, erneuerbaren Energien gedeckt werden. Die Gemeinden erhalten mehr Autono-
mie für strengere Energievorschriften.

 Der Gemeinderat ist gewillt die gebotenen gesetzlichen Möglichkeiten auszuschöpfen.
 Köniz wird künftig über einen entsprechenden und flächendeckenden Richtplan Energie

verfügen.
 Im März 2012 hat das Parlament die Planung "Ried" beschlossen. Die Überbauungsordnung

bezweckt u.a. "eine nachhaltige Bauweise und Energienutzung, die die in der Energiestrate-
gie der Energiestadt Köniz angestrebte Entwicklung in Richtung 4'000, respektive 2'000-
Watt-Gesellschaft unterstützt".

 Ebenfalls im März 2012 hat das Parlament zudem die Motion 1109 "Köniz nachhaltig: güns-
tigen Wohnraum schaffen dank gemeinnützigem Wohnbauträger": erheblich erklärt. In seiner
Beantwortung hat der Gemeinderat auf die Möglichkeiten und Fristen im Ried hingewiesen.

4. Zwischenbilanz

Als Energiestadt engagiert sich Köniz seit über elf Jahren in verschiedener Weise und mit sehr
guten Ergebnissen für eine nachhaltige kommunale Energiepolitik. Nebst der Energie- ist die
Baukultur dank dem Einfluss der Bau- und Planungskommission sowie der seit geraumer Zeit
etablierten Wettbewerbsverfahren auf einem überdurchschnittlichen Entwicklungsstand. Das
Parlament hat mit den genannten und weiteren politischen Vorstössen sowie Kreditbeschlüssen
diese Veränderungen gefordert und gefördert.

Die Gemeinde ist in der Bodenpolitik aktiv und besitzt im Ried einen Nutzungsanteil von ca.
17% sowie weitere Parzellen in anderen Ortsteilen. Die aktive Rolle auf dem Bodenmarkt er-
laubt es dem Gemeinwesen bei Arealentwicklungen auch energetische und ökologische Rah-
menbedingungen zu setzen und Standards einzufordern. Diese Anstrengungen sind in der Re-
gion bekannt und waren auch mit ein Grund für den Wakkerpreis 2012.

Die heutige Energiegesetzgebung führt dazu, dass der Energieverbrauch nicht mehr weit vom
Minergie-Standard entfernt ist. Wo sich Möglichkeiten bieten versucht die Gemeinde, einerseits
mittels ihrer nutzungsplanerischen oder baupolizeilichen Möglichkeiten, andererseits aber auch
auf dem Verhandlungsweg darüber hinauszugehen.

5. Ausblick auf die anstehende Revision der baurechtlichen Grundordnung

Auf behördenverbindlicher Ebene hat die Gemeinde mit dem Richtplan Raumentwicklung und
dem Richtplan Energie zukunftsweisende Instrumente geschaffen. Im Bezug auf die Energie
erhält die Verwaltung damit Interventions- und Verhandlungsmöglichkeiten. Entscheidender ist
jedoch die Ebene der baurechtlichen Grundordnung, das heisst des grundeigentümerverbindli-
chen Nutzungsplanes und Baureglementes. Wie vorgängig bereits angetönt werden im Nut-
zungsplan praktisch keine Möglichkeiten für Neueinzonungen bestehen (schon gar nicht solche
mit einer Fläche von mindestens 10'000 m2 wie sie im vorliegenden Postulat gefordert werden).
Einzelne bestehende Bauzonen mit strengeren Energie-Bestimmungen überlagern zu wollen,
dürfte zudem ein problematisches Unterfangen sein.

Mehr Möglichkeiten bieten jedoch die allgemeingültigen Bestimmungen im Baureglement. Dies-
bezüglich will der Gemeinderat die durch das neue Kantonale Energiegesetz geschaffenen
gesetzlichen Möglichkeiten ausschöpfen. Die Bestimmungen Art. 10ff des Kant. Energiegeset-
zes zeigen, dass die Gemeinden nun
 befugt sind den Anteil an erneuerbaren Energien festzulegen und
 für Gebäude die gegenüber dem Minimalstandard erhöhte Anforderungen erfüllen einen

Nutzungsbonus von bis zu 10% gewähren können.
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Wie weit darüber hinaus aber die Gemeindeautonomie im Energiebereich zur Festsetzung wei-
terer kommunaler Bestimmungen effektiv geht ist erst noch genauer auszuloten. Dies geschieht
im Rahmen der laufenden Arbeiten im Zusammenhang mit der Revision des Baureglementes
und wird nach der entsprechenden Rechtmässigkeits-Vorprüfung durch den Kanton geklärt
sein. Auf übergeordneter Ebene ist jedoch damit zu rechnen, dass die Kantone die Anforderun-
gen bezüglich Energieeffizienz weiter verschärfen werden und bis 2020 die Vorgaben für den
Energiebedarf von Neubauten "bei fast Null" setzen (nearly zero energy Buildings).

6. Fazit

Der Gemeinderat ist der Auffassung, dass
- heute der grösste Handlungsspielraum bezüglich ökologischen und energetischen Auflagen

beim Verkauf von gemeindeeigenem Land, bzw. bei der Abgabe von entsprechendem Land
im Baurecht liegt,

- keine der bestehenden unbebauten Bauzonen hinreichend gross respektive geeignet ist -
um darauf die Anforderungen des Postulates erfüllen zu können,

- an einigen Orten bereits Massnahmen im Sinne des Postulates erfolgt sind (z.B. Her-
tenbrünnen) oder im Rahmen der Planung vorgesehen sind (Rappentöri, Station Köniz)

 die Preisentwicklung der Energieträger entscheidend ist,
 die Gemeinde Köniz unter den gegebenen Umständen bereits eine "Energiepionierin" ist,
 die allgemeinen gesetzlichen Anforderungen an Neubauten hinreichend sind und durch das

neue Baureglement kommunal verschärft werden sollen,
 heutzutage die eigentliche Problematik weit mehr in den Sanierungen der bestehenden

Bausubstanz liegt, in diesen Bereichen sind die Einflussmöglichkeiten der Gemeinde be-
schränkt

 insbesondere absehbar ist, dass die im Postulat verlangten Anforderungen auf einer etwa
zehn Mal grösseren Nutzfläche im Ried weitgehend erfüllt werden

 eine wesentliche Einflussmöglichkeit vor allem über die Beratung und Information funktio-
niert.

Antrag

Der Gemeinderat beantragt dem Parlament, folgenden Beschluss zu fassen:

Das Postulat wird abgeschrieben.

Köniz, 23. Mai 2012

Der Gemeinderat

Beilagen

 Beschluss des Parlaments zur Verlängerung der Erfüllungsfrist vom 31.03.2010
 Vorstosstext und Antwort des Gemeinderates vom 26.03.2008
 Beschluss des Parlamentes vom 05.05.2008
















